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Thun kund und fügen hiemit zu wiffen, i 


I 
Da im Lauf dieſes Jahres auf die Anfragen einzelner Landes ⸗Juſtiz⸗Colle⸗ 
giorum Beſcheidungen erfolgt ſind, welche ſowohl das algemeine Landrecht, als die 
algemeine Gerichts- Ordnung näher beſtimmt und erlautert haben, fo ift noͤthig bes 
funden worden, dieſe Vorſchriften zu ſammeln, und hiedurch zur allgemeinen Richt⸗ 
ſchnur bekannt zu machen. ; 


i 1. 
Zu den gh. 76 und 753, Tit. 2. P. II. des algemeinen Landrechts. 


Dien Pflegeaͤltern gebuͤhret die Befugniß, die Religion zu beſtimmen, in web 
cher die von ihnen angenommene Kinder bis zum zurückgelegten raten Jahre ihres 
Alters erzogen werden ſollen, wenn gleich die leibliche Aeltern des angenommenen 
Kindes einem andern Glaubensbekenntniſſe zugethan gervefen, 


f : II. 
Zu dem $, 227, Tit, 7, P. II. des algemeinen Landrechts. 


Wenn beurlaubte Soldaten ſich im Geſindedienſt ftrafbare Vergehungen zu 
Schulden kommen laſſen, gebuͤhret die Beſtimmung der Strafe den Militaire 


Ya 


Gerichten. 


III. 
Zu den Hh. 696 und 862. Tit. 18. P. IL. des algemeinen Landrechts. 


In denjenigen Provinzen, in welchen die Vorſchrift des algemeinen Land» 
rechts wegen der erſt nach zurückgelegtem raften Jahre eintretenden Großjaͤhrigkeit 
noch nicht eingeführet worden, fol den naͤchſten Verwandten und Vormündern ſol⸗ 
cher fruͤher majoren werdenden Perſonen verſtattet ſeyn, auf Verlängerung der Vor⸗ 
mundſchaft bis zum zurückgelegten 24ſten Jahre anzutragen, in ſo fern Die Auffühs 
rung der Pflegebefohlnen hiezu hinlaͤngliche Veranlaſſung gegeben hat. Das Vor⸗ 
mundſchafts⸗Eollegium muß auf befundene Zulaſſigkeit eines hierauf gerichteten Ge⸗ 
ſuchs die erforderlichen Vorkehrungen treffen, daß der Pflegebefohlne nur die Dis⸗ 
pofition über die Revenuen feines Vermögens erhalte. Dagegen bleibt die Subſtanz 
des Letztern bis nach zurückgelegtem 24ſten Jahre unter obervormundſchaftlacher Auf, 
ſicht und Gewahrſam, fo daß dem Pflegebefohlnen nicht geſtattet wird, Schulden 
zu machen oder eigenmaͤchtig ſolche Verbindungen einzugehen, wozu bey Minder⸗ 
jährigen obervormundſchaftlicher Conſens erfordert wird. 

Einſchraͤnkungen dieſer Art mitten durch dreymalige Einrückung in die Zei⸗ 
tungen und Intelligenzj⸗Blaͤtter der Provinz bekannt gemacht werden. 


IV. 


Zu den §§. 33. 34. Tit. x, und $. 30 — 43. Tit. 3. P. I. der algemeinen 
Gerichts⸗Ordnung, ingleichen $. 82. Tit. 6. $. 19. Tit. 7. H. 151 
und 163. Tit. 8. P. II. des algemeinen Landrechts. 


Zur Legitimation in den Proceſſen, woran Stadtgemeinen Theil nehmen, 
ift es, in fo fern Über Buͤrgervermoͤgen (S. 159. 161. Tit. 8. P. II. des Landrechts) 
geſtritten wird, in der Regel erforderlich, daß das Genehmigungs⸗Reſeript der bote 
geſetzten Krſegs⸗ und Domainen+Cammer von Seiten der als Klaͤger oder als Be⸗ 
Hagten erſcheinenden Gemeinde⸗Deputirten beygebracht werde. Der Mangel dieſer 
Authoriſation bervirEt indeſſen keine Nullitäͤt des erfolgenden Verfahrens, ſondern der 
Proceß geht auf Koſten derer fort, die ihn geführt oder Vollmacht dazu ertheilt haben, 
es fey denn, daß ein ſolcher Proceß aus erheblichen, Gründen gefuhrt worden, in 
welchem Fall die aufgelaufenen Koſten aus dem Bürgervermoͤgen berichtigt werden 
koͤnnen. Zu dieſem Behuf muß bey Abfaffung des Erkenntniſſes, oder derjenigen 
Verfügung, wodurch das Verfahren beendigt wird, jederzeit feſtgeſetzt werden, ob 
die Koſten von den proceßfuͤhrenden Mitgliedern oder Vorſtehern der Gemeine oder 
aus dem Buͤrgervermoͤgen bezahlt werden ſollen. Hiebey verſtehet es fic) von felbfty 
daß bey einer guͤnſtigen Entſcheidung die Koſten aus dem für die Buͤrgerſchaft Erſtrit⸗ 
tenen berichtigt werden muͤſſen. : 

Wenn hingegen der Proceß das Caͤmmerey⸗Vermoͤgen ($. 138. 139. Tit. 8. 
P. II. des Landrechts) betrifft, fo iſt die Genehmigung der vorgeſetzten Kriegs und 
Domainen⸗Cammer zur Anftellung der Klage oder Erklärung darüber dergeſtalt 
weſentlich nothwendig, daß der Mangel derſelben eine Nullitaͤt des ganzen Ver⸗ 
fahrens bewirkt. io 

Bey Proceſſen, woran Dorfgemeinden Theil nehmen, muß die Genehmigung 
der Guthsherrſchaft zur Anſtelung der Klage und deren Beantwortung in jedem Falle 
beygedracht werden, in fo fern nicht die Guthsherrſchaft ſelbſt als Gegner der Ger 
meine Dabey ein eigenes Intereſſe hat. 


Zu den SS. 1. 2. Tit. 3. und g. 28. No. 5 — 9, Tit. 23. P. I. 
wt , dee BerichtösDrdnung. 10 


Auf das perfönliche Erſcheinen der Partheyen bey proceſſualiſchen Verhandlun⸗ 
gen muß nur dann gedrungen werden, wenn der Richter deren Gegenwart zur Aus⸗ 
mittelung der Wahrheit für unentbehrlich noͤthig erachtet. Sobald dieſer Hauptzweck 
nicht vereitelt wird, ſoll den Partheyen die Befügniß / die Termine durch zuläfige Bea 
vollmaͤchtigte abzuwarten, nicht erſchwert, ihnen auch erlaubt ſeyn, die Erſtattung 
DEREN des Bevollmächtigten von dem zum Koſten⸗Erſatz verurtheilten Gegner 
zu fordern. ) ‘ | ; \ 
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. VI. 
Zu den $$. 317 — 329, Tit. 10, P. I. der Gerichts⸗Ordnung. 
Bey den Eydeslelſtungen der Jidinnen bedarf es nicht der Anlegung des Ger 


betmantels und der Gebetsſchnur. 


a } VII. she 
Zu den gh. 95 — 96. Tit. 24. P. I. der Gerichts⸗-Ordnung. 
Wenn ein Gläubiger; welcher ſchuldig erachtet worden, feinem zur Claſſe der 
Künſtler oder Handwerker gehörenden Schuldner Zahlungs Termine: zu bewilligen, 
hiernaͤchſt behauptet, daß die Umftände ſich geändert, daß der Schuldner der ihm que 
geſtandnen Rechtswohlthat fic) unwerth bezeiget, oder daß die bey der Verfügung 


zum Grunde liegende Thatſachen unrichtig befunden worden, ſo findet eben das Ver⸗ 


fahren ſtatt, welches wegen des Morarorii in der algemeinen Gerichts⸗Ordnung 
P. I. Tit. 37. F. 4 l. vorgeſchrieben tft, fo. wie in Anſehung der zulaͤßigen Rechts⸗ 
mittel gegen das auf ſothanes Verfahren erfolgende Erkenntniß der §. 42; diefes 
Titels zur Richtſchnur dient. ; „rend 


slits : VIII. joy a 
Zu den SS, 106. Tit. 24, und $, 22, 23, Tit. 29, P. I. der 
; Gerichts⸗Ordnung. 
Die wegen des executiviſchen Verfahrens gegen verſchuldete Offieianten im 
Iten Abſchnitte des Circularis vom zoſten December 1798 enthaltenen Vorſchriften 
haben Bedenken veranlaſſet, weshalb folgendes feſtgeſetzt wird. 


: S, 1. 
* 

Dieſe Cireular⸗Verordnung findet nur bey den im wuͤrklichen Königlichen Cie 
vildienſt ſtehenden, nicht aber bey verabſchiedeten oder penſionirten Officianten ; auch 
nicht bey ſolchen Perſonen Anwendung, welche in geiſtlichen, landschaftlichen oder 
magiſtratualiſchen Bedienungen ſtehen. 


GS. 2. 
Die Dispoſition des 8. T. des Circularis gilt nur bey tohrklichen Darlehnen und in 
ſolchen Gauri; wo ein Verdacht obwaltet, daß wucherliche Anleihen unter der Geſtalt 


3 


eines andern Geſchaͤfts verſteckt find, dahingegen kann, zum Beyſpiel, wegen Al 
mente, Geſindelohn, Entſchaͤdigungen, ſo durch unerlaubte Handlungen begruͤndet 
werden, und in ahnlichen Fällen die Hälfte der Beſoldung eines Königlichen Civil⸗ 
Officianten in Beſchlag und als Object der Execution angenommen werden. 


on 


eig 44 151549 S. 3. 
% Königliche Sivil⸗Officianten konnen ſich der Erfüllung rechtlicher Verbindlich⸗ 
keiten dadurch nicht entziehen, daß fie blos die Vorſchriften des Circularis als 
Schutzwehr anführen, ſondern die wider fie ergehende Judiegte muͤſſen vielmehr uns 
ter den nach dem gedachten Circulari ſtatt findenden Einſchraͤnkungen zur Execution 
gebracht werden, in ſo fern nicht der Schuldner ſich zur Abtretung ſeines Vermoͤ⸗ 
gens erbietet, welchenfalls vorgeſchriebnermaßen zu verfahren iſt. 


{ nn S. 4. u 
Das mehrgedachte Cireulare iff auch auf Forderungen anwendbar, welche vor 
deſſen Publikation entſtanden find, in fo fern das Gehalt des Offieianten erſt nach 
dieſem Zeitpunkt in Beſchlag genommen wird. Die Entfagung des Schuldners auf 
die im Circulari verliehene Wohlthaten verdient nur in ſo weit Nückſicht, als dieſe 
Entſagung in der Folge von dem Schuldner nicht widerrufen wird, 
{ e 


nt 


a dem F. 7. Tit. 34. P. I. der Gerichts⸗Ordnung. 


Bey Injurjenſachen derjenigen, welche zum Buͤrgerſtande gehören, iff es oft 
zweifelhaft, ob man ſie zum hoͤhern oder mittlern Büͤrgerſtande rechnen fol, Es muß 
daher der Richter erſter Inſtanz in jedem einzelnen Falle, nach der ihm beywohnen⸗ 
den Kenntniß feiner Gerichtseingeſeſſenen, und nach der allgemeinen Meinung, worin 
Diefes oder jenes Individuum bey ſeines gleichen ſtehet, pflichtmaͤßig und ohne Ruͤck⸗ 
ſicht, ob ſolches Handwerker oder Kaufleute find, beſtimmen, in wie ſern dasjenige, 
was wegen des hoͤhern oder dasjenige Anwendung finde, was wegen des niedern 
Bürgerſtandes geſetzlich vorgeſchrieben worden. Hierüber muß ſodann mit An⸗ 
führung der Gruͤnde das Erforderliche zu den Akten verzeichnet werden, um dadurch 
das Ermeſſen der hoͤhern Inſtanzen gehoͤrig vorzubereiten. 


Zu den 99. 23. 24. Tit. 36. P. I. der Gerichts ⸗Ordnung. 


Die Verwandte eines abweſenden Cantonpflichtigen konnen durch Nachſu⸗ 
chung der Öffentlichen Vorladung deſſelben, Behufs der Todeserklaͤrung, die Folgen 
eines auf Inſtanz der Invallden⸗Caſſe ergehenden Confiscations,Erkenntniſſes in Ans 
ſehung künftiger Erbſchaftsanfaͤlle nicht entkraͤften. Es tritt vielmehr die Invaliden⸗ 
Caffe in des ausgettetenen Cantonpflichtigen Stelle, in ſo fern nicht von den Mit⸗ 
erben nachgewieſen werden kann, daß der Cantoniſt zur Zeit des Erbanfalls wuͤrklich 
verſtorben geweſen, oder das 7ofte Jahr feines Alters vollendet gehabt. Im letzteren 
Falle bleiben jedoch auch dann die Rechte der Invaliden⸗Caſſe ungekraͤnkt, wenn dies 
fetbe beweiſen kann, daß der mehr als ſiebenzigjährige ausgetretene Cantoniſt zur Zeit 
des Exbanfans noch wuͤrklich am Leben geweſen fey, * 


: XI. 
Zu dem $. 41. Tit 44. P. I. der Gerichts Ordnung. 
Die Appellation gegen cin in Pachtſachen ergehendes Erkenntuß, wodurch die 


Pachtzeit für abgelaufen geachtet wird, hat ohne Rückſicht, ob auf Näutmung o 
kannt oder nicht erkannt worden, in allen Gallen effsckum fufpenfivura; ie muß 


die Inſtruction 


und Entſcheſdung der folgenden Inſtanzen jederzeit vorzüglich beſchleunigt 
werden. : ; BEN 


N 
Zu dem $. 403. Tit. 30. P. J. der Gerichts Ordnung. 

Das den Königlichen Salarien-Caſſen in Concurſen gebuͤhrende Vorzugs⸗ 
recht ſtehet auch den Salarien⸗Caſſen der Ober-Berg⸗Aemter und der von denſel⸗ 
ben abhaͤngenden Berg⸗Aemter dergeſtalt zu, daß ſie in Anſehung der ihnen gebuͤh⸗ 
renden Ruͤckſtände in den Prioritäts⸗Erkenntniſſen auf gleiche Art wie die übrige Koͤ⸗ 
nigh Salarien⸗Caſſen anzuſetzen ſind. . 


: XIII. 
Zu dem $. 471, Tit. 50, P. J. der Gerichts⸗Ordnung. 


Die in Wechſelform ausgeftelte Schuld „Documente nicht wechſelfaͤhiger 
Perſonen ſind in Abſicht des Vorzugsrechts der daraus in Concucfen liquidirten For⸗ 
derungen den Wechſeln gleich zu achten und in die ſechſte Claſſe zu loeiren. 


XIV. 
Zu dem $. 3. Tit 1, P. II. der Gerichts⸗Ordnung. 


Wenn Verträge wegen Veraͤuſſerung, Verpfaͤndung oder Belaſtung liegen⸗ 
der Gründe bey dem Gerichte aufgenommen worden, in deſſen Gerichtsbezirk ſolche 
belegen ſind, und alles enthalten, was bey der nach den Provineial⸗Geſetzen zum 
volligen Abſchluß nothwendigen Verlautbarung erfordert wird, fo bedarf es keiner 
nochmaligen gerichtlichen Anerkennung und Verlautbarung des Vertrags, ſondern es 
iſt hinlaͤnglich, wenn am Schluß des Protokolls bey dem Vermerk der erfolgten 
Vorleſung und Genehmigung deſſelben hinzugefügt wird) daß dadurch zugleich die 


Berlautbarung bewuͤrkt werde. 


XV. 
Zu dem h. 9. Tit. 1. P. II. der Gerichts Ordnung. 

Bey Schenkungen und Errichtung von Einkindſchaften, welche die Kraft und 
Wuürkſamkeit gerichtlicher Verhandlung haben ſollen, gebühret den Partheyen die 
unbeſchraͤnkte Wahl, an welches gehörig befegte Gericht fie ſich wegen Vollziehung 
eines ſolchen Vertrages wenden wollen, 


— 8 - 


XVI. OF 
Zu dem F. 3. 6. Abfehnitt, 1. Tit, 2, der Hypotheken⸗Ordnung. 
Die Legaliſirung der in Hypothekenſachen einzureichenden Vorſtelungen durch 
die Mitunterſchrift eines Juſtiz⸗Commiſſarſi iſt nur dann erforderlich, wenn der In⸗ 


tereſſent in Ermanglung hinlaͤnglicher Kenntniſſe der Rechte und Landesgeſetze zu ders 
gleichen Eingaben ſich fremder Aſſiſtenz bedienen muß. 


Nach dieſen Vorſchriften haben ſich ſaͤmmtliche hoͤhere und niedere Gerichte 
und Vormundſchafts⸗Collegia, ingleichen die angeſtellten Fiskaͤle und Juſtiz⸗Com⸗ 
miſſarlen auf das genaueſte zu achten, des Endes gegenwartige Verordnung durch 
den Druck oͤffentlich bekannt gemacht werden fol, 


Gegeben Berlin, den 19ten December 1799, 


Auf Seiner Königlichen Maſeſtäͤt allergnadigſten 
Special⸗Befehl. 


d. Goldbeck. 


